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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rosenthal, Neemann, Porzner, 
Bredb Folger, Dr. Nölling, Ollesch, Dr. Rutschke 
und Genossen 


betr. Information über Einkommens- und Vermögens- 
verteilung 


Schon 1963 hat der Bundestag im „Gesetz über die Bildung 
eines Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung" beschlossen, auch Bildung und Ver- 
teilung von Einkommen und Vermögen untersuchen zu lassen. 

Die Sachverständigen haben mehrfach darauf hingewiesen, daß 
sie mit den verfügbaren Statistiken diesen Auftrag nicht er- 
füllen können. 

Auch der damalige Präsident des Statistischen Bundesamtes hat 
1964 auf die Lücken im einkommens- und vermögensstatisti- 
schen Instrumentarium der deutschen amtlichen Statistik hin- 
gewiesen, die es zur Zeit noch verhindern, ein zeitnahes und 
nach sozialen Gruppen gegliedertes statistisches Gesamtbild 
der Einkommens- und Vermögensbildung und -Verteilung zu 
zeichnen. 

Für die Beurteilung der Vermögensverteilung ist z. B. die Auf- 
teilung lediglich in Selbständige und Unselbständige ohne Ein- 
kommensschichtung innerhalb dieser Gruppen nicht nur unge- 
nügend, sondern sogar irreführend. Denn bei Durchschnittsan- 
gaben über Einkommen, Vermögen und Sparraten werden in 
der Gruppe der Selbständigen die Bezieher von Spitzenein- 
kommen und Besitzer großer Vermögen mit kleinen Hand- 
werkern, Landwirten und Kleingewerbetreibenden zu einem 
nicht aussagefähigen Wert zusammengezählt. 

Ebenso täuschen die entsprechenden Durchschnittsziffern bei 
den Unselbständigen, da die weitgehende Vermögenslosigkeit 
der großen Mehrheit der Arbeitnehmer durch das Vermögen 
der Gruppe der leitenden Angestellten und hohen Beamten 
verdeckt wird. 
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Auch muß eine aussagefähige Statistik eine Trennung nach 
Einkommens- und Vermögensarten enthalten (z. B. beim Ein- 
kommen zwischen Einkommen aus Arbeit und Vermögen, beim 
Vermögen zwischen Grund-, Geld- und Anteilen am Produktiv- 
vermögen). Dabei sollte auch die Art der Finanzierung erhellt 
werden. 

Bei der Wichtigkeit, weniger für die bereits laufenden Gesetze 
zur Vermögensbildung als für eine langfristige Zielprojektion 
auf diesem gesellschaftspolitisch entscheidenden Gebiet, 

fragen wir die Bundesregierung: 

Welche Maßnahmen gedenkt sie zu ergreifen, um im obigen 
Sinne aussagefähige Daten über Bildung und Verteilung von 
Einkommen und Vermögen in der Bundesrepublik Deutschland 
dem Gesetzgeber zur Verfügung zu stellen? 

Bonn, den 11. März 1970 
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